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Erläuterungen zur Lesehilfe – Disclaimer 
Für den Aufbau einer Wasserstoffnetzinfrastruktur wurden im Energiewirtschaftsgesetz 

(EnWG) Regelungen für reine Wasserstoffnetze verankert. Hierzu wurden spezifische Rege-

lungen (§§ 28j bis 28q, 43l, 112b bis 113c EnWG) ergänzt, aber auch die Anwendung beste-

hender Regelungen (insb. Teile 5, 7 und 8) auf Wasserstoffnetze ausgedehnt.  

Die §§ 28k bis 28q werden nur bei regulierten Wasserstoffnetzbetreibern angewendet, d.h. 

wenn ein Wasserstoffnetzbetreiber nach § 28j Abs. 3 EnWG für die Regulierung optiert hat 

und wenn erstmalig eine positive Bedarfsprüfung nach § 28p EnWG vorliegt. Davon abwei-

chend verpflichtet 28q Abs. 1 EnWG auch unregulierte Wasserstoffnetzbetreiber zur Zusam-

menarbeit und Informationsbereitstellung.  

Nachfolgend sind die für reine Wasserstoffnetze spezifischen EnWG-Regelungen in Auszü-

gen aufgeführt. Hierzu wurden die Inhalte aus dem „Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung 

unionsrechtlicher Vorgaben und zur Regelung reiner Wasserstoffnetze im Energiewirt-

schaftsrecht“ vom 10. Februar 2021 (BT-Drucksache 19/27453) und aus der „Beschlussemp-

fehlung des Ausschusses für Wirtschaft und Energie“ vom 22. Juni 2021 (BT-Drucksache 

19/30899) zusammengeführt und konsolidiert. Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzent-

wurf am 24. Juni 2021 mit den vom Wirtschaftsausschuss empfohlenen Änderungen beschlos-

sen. Der Bundesrat hat das Gesetz am 25. Juni 2021 gebilligt. Das Gesetz wurde am 26. Juli 

2021 im Bundesgesetzblatt (BGBl I, 3026) verkündet und ist am 27. Juli 2021 in Kraft getreten.  

Aus Platzgründen wurde auf die Darstellung der ebenfalls für Wasserstoffnetze anzuwen-

denden EnWG-Teile 5 (Planfeststellung, Wegenutzung; §§ 43-48), 7 (Behörden; §§ 54-64a) 

und 8 (Verfahren und Rechtsschutz bei überlangen Gerichtsverfahren; §§ 65-108) verzichtet.  

Farblegende:  

 unterstrichen  Änderung durch aktuelle EnWG-Novelle 

 durchgestrichen Streichung durch aktuelle EnWG-Novelle 

grün   Wasserstoff-spezifische Regelung 

blau   Änderung Gesetzentwurf durch Bundestag 

 schwarz  Regelung, die auch für Wasserstoffnetzbetreiber gilt 

 grau   Regelung ohne Relevanz für Wasserstoffnetzbetreiber 

 

Das Dokument ist nur eine inoffizielle Lesehilfe für BDEW-Mitglieds-
unternehmen ohne Gewähr für Vollständigkeit und Richtigkeit.  

https://dserver.bundestag.de/btd/19/274/1927453.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/308/1930899.pdf
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl121s3026.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl121s3026.pdf%27%5D__1628086220105
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Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz - EnWG) 

Auszüge: Regelungen für Betreiber von Wasserstoffnetzen und Wasserstoffspeicheranlagen 

§ 1 Zweck und Ziele des Gesetzes 

(1) Zweck des Gesetzes ist eine möglichst sichere, preisgünstige, verbraucherfreundliche, effiziente und um-

weltverträgliche leitungsgebundene Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität, Gas und Wasserstoff 

Elektrizität und Gas, die zunehmend auf erneuerbaren Energien beruht. 

§ 3 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes bedeutet 

4.  Betreiber von Energieversorgungsnetzen 

Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen oder Gasversorgungsnetzen, 

10b. Betreiber von Wasserstoffnetzen  

natürliche oder juristische Personen, die die Aufgabe des Transports oder der Verteilung von Wasser-

stoff wahrnehmen und verantwortlich sind für den Betrieb, die Wartung sowie erforderlichenfalls den 

Ausbau des Wasserstoffnetzes,  

10c. Betreiber von Wasserstoffspeicheranlagen  

natürliche oder juristische Personen oder rechtlich unselbständige Organisationseinheiten eines Ener-

gieversorgungsunternehmens, die die Aufgabe der Speicherung von Wasserstoff wahrnehmen und für 

den Betrieb einer Wasserstoffspeicheranlage verantwortlich sind, 

10f c. Biogas 

Biomethan, Gas aus Biomasse, Deponiegas, Klärgas und Grubengas sowie Wasserstoff, der durch Was-

serelektrolyse erzeugt worden ist, und synthetisch erzeugtes Methan, wenn der zur Elektrolyse einge-

setzte Strom und das zur Methanisierung eingesetzte Kohlendioxid oder Kohlenmonoxid jeweils nach-

weislich weit überwiegend aus erneuerbaren Energiequellen im Sinne der Richtlinie 2009/28/EG (ABl. L 

140 vom 5.6.2009, S. 16) stammen, 

14.  Energie 

Elektrizität, Gas und Wasserstoff und Gas, soweit sie zur leitungsgebundenen Energieversorgung ver-

wendet werden, 

15.  Energieanlagen 

Anlagen zur Erzeugung, Speicherung, Fortleitung oder Abgabe von Energie, soweit sie nicht lediglich der 

Übertragung von Signalen dienen, dies schließt die Verteileranlagen der Letztverbraucher sowie bei der 

Gasversorgung auch die letzte Absperreinrichtung vor der Verbrauchsanlage ein, 
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15c. Energielieferant  

Gaslieferant oder Stromlieferant,  

16.  Energieversorgungsnetze 

Elektrizitätsversorgungsnetze und Gasversorgungsnetze über eine oder mehrere Spannungsebenen oder 

Druckstufen mit Ausnahme von Kundenanlagen im Sinne der Nummern 24a und 24b, sowie im Rahmen 

von Teil 5 dieses Gesetzes Wasserstoffnetze,  

17.  Energieversorgungsnetze der allgemeinen Versorgung 

Energieversorgungsnetze, die der Verteilung von Energie an Dritte dienen und von ihrer Dimensionie-

rung nicht von vornherein nur auf die Versorgung bestimmter, schon bei der Netzerrichtung feststehen-

der oder bestimmbarer Letztverbraucher ausgelegt sind, sondern grundsätzlich für die Versorgung jedes 

Letztverbrauchers offen stehen,  

18.  Energieversorgungsunternehmen 

natürliche oder juristische Personen, die Energie an andere liefern, ein Energieversorgungsnetz betrei-

ben oder an einem Energieversorgungsnetz als Eigentümer Verfügungsbefugnis besitzen; der Betrieb 

einer Kundenanlage oder einer Kundenanlage zur betrieblichen Eigenversorgung macht den Betreiber 

nicht zum Energieversorgungsunternehmen, 

19a. Gas 

Erdgas, Biogas, Flüssiggas im Rahmen der §§ 4 und 49 sowie, wenn sie in ein Gasversorgungsnetz einge-

speist werden, Wasserstoff, der durch Wasserelektrolyse erzeugt worden ist, und synthetisch erzeug-

tes Methan, das durch wasserelektrolytisch erzeugten Wasserstoff und anschließende Methanisierung 

hergestellt worden ist, 

20.  Gasversorgungsnetze 

alle Fernleitungsnetze, Gasverteilernetze, LNG-Anlagen oder Gasspeicheranlagen Speicheranlagen, die 

für den Zugang zur Fernleitung, zur Verteilung und zu LNG-Anlagen erforderlich sind und die einem oder 

mehreren Energieversorgungsunternehmen gehören oder von ihm oder von ihnen betrieben werden, 

einschließlich Netzpufferung und seiner Anlagen, die zu Hilfsdiensten genutzt werden, und der Anlagen 

verbundener Unternehmen, ausgenommen sind solche Netzteile oder Teile von Einrichtungen, die für 

örtliche Produktionstätigkeiten verwendet werden, 

24.  Kunden 

Großhändler, Letztverbraucher und Unternehmen, die Energie kaufen, 

27.  Netzbetreiber 

Netz- oder Anlagenbetreiber im Sinne der Nummern 2 bis 5, 7 und 8, 10 und 10a 2 bis 7 und 10, 

36.  Versorgung 
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die Erzeugung oder Gewinnung von Energie zur Belieferung von Kunden, der Vertrieb von Energie an 

Kunden und der Betrieb eines Energieversorgungsnetzes, 

39a. Wasserstoffnetz  

ein Netz zur Versorgung von Kunden ausschließlich mit Wasserstoff, das von der Dimensionierung 

nicht von vornherein nur auf die Versorgung bestimmter, schon bei der Netzerrichtung feststehender 

oder bestimmbarer Kunden ausgelegt ist, sondern grundsätzlich für die Versorgung jedes Kunden of-

fensteht, dabei umfasst es unabhängig vom Durchmesser Wasserstoffleitungen zum Transport von 

Wasserstoff nebst allen dem Leitungsbetrieb dienenden Einrichtungen, insbesondere Entspannungs-, 

Regel- und Messanlagen sowie Leitungen oder Leitungssysteme zur Optimierung des Wasserstoffbe-

zugs und der Wasserstoffdarbietung,  

39b. Wasserstoffspeicheranlagen  

eine einem Energieversorgungsunternehmen gehörende oder von ihm betriebene Anlage zur Speiche-

rung von Wasserstoff, mit Ausnahme von Einrichtungen, die ausschließlich Betreibern von Wasser-

stoffnetzen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben vorbehalten sind, 

§ 21 Bedingungen und Entgelte für den Netzzugang 

(1) Die Bedingungen und Entgelte für den Netzzugang müssen angemessen, diskriminierungsfrei, transpa-

rent und dürfen nicht ungünstiger sein, als sie von den Betreibern der Energieversorgungsnetze in ver-

gleichbaren Fällen für Leistungen innerhalb ihres Unternehmens oder gegenüber verbundenen oder as-

soziierten Unternehmen angewendet und tatsächlich oder kalkulatorisch in Rechnung gestellt werden. 

(2) Die Entgelte werden auf der Grundlage der Kosten einer Betriebsführung, die denen eines effizienten 

und strukturell vergleichbaren Netzbetreibers entsprechen müssen, unter Berücksichtigung von Anrei-

zen für eine effiziente Leistungserbringung und einer angemessenen, wettbewerbsfähigen und risikoan-

gepassten Verzinsung des eingesetzten Kapitals gebildet, soweit in einer Rechtsverordnung nach § 24 

nicht eine Abweichung von der kostenorientierten Entgeltbildung bestimmt ist. Soweit die Entgelte kos-

tenorientiert gebildet werden, dürfen Kosten und Kostenbestandteile, die sich ihrem Umfang nach im 

Wettbewerb nicht einstellen würden, nicht berücksichtigt werden. Die notwendigen Investitionen in die 

Netze müssen so vorgenommen werden können, dass die Lebensfähigkeit der Netze gewährleistet ist.  

(3) Betreiber von Energieversorgungsnetzen sind verpflichtet, die für ihr Netz geltenden Netzentgelte auf 

ihren Internetseiten zu veröffentlichen und auf Anfrage jedermann unverzüglich in Textform mitzutei-

len. Die Veröffentlichung der geltenden Netzentgelte hat in einem Format zu erfolgen, das eine automa-

tisierte Auslesung der veröffentlichten Daten ermöglicht.  

(3) Um zu gewährleisten, dass sich die Entgelte für den Netzzugang an den Kosten einer Betriebsführung 

nach Absatz 2 orientieren, kann die Regulierungsbehörde in regelmäßigen zeitlichen Abständen einen 

Vergleich der Entgelte für den Netzzugang, der Erlöse oder der Kosten der Betreiber von Energieversor-

gungsnetzen durchführen (Vergleichsverfahren). Soweit eine kostenorientierte Entgeltbildung erfolgt 

und die Entgelte genehmigt sind, findet nur ein Vergleich der Kosten statt. 
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(4) Die Ergebnisse des Vergleichsverfahrens sind bei der kostenorientierten Entgeltbildung nach Absatz 2 zu 

berücksichtigen. Ergibt ein Vergleich, dass die Entgelte, Erlöse oder Kosten einzelner Betreiber von Ener-

gieversorgungsnetzen für das Netz insgesamt oder für einzelne Netz- oder Umspannebenen die durch-

schnittlichen Entgelte, Erlöse oder Kosten vergleichbarer Betreiber von Energieversorgungsnetzen über-

schreiten, wird vermutet, dass sie einer Betriebsführung nach Absatz 2 nicht entsprechen. 

Abschnitt 3b Regulierung von Wasserstoffnetzen  

§ 28j Anwendungsbereich der Regulierung von Wasserstoffnetzen  

(1) Auf Errichtung, Betrieb und Änderung von Wasserstoffnetzen sind die Teile 5, 7 und 8 und die §§ 113a 

bis 113c sowie, sofern der Betreiber eine wirksame Erklärung nach Absatz 3 gegenüber der Bundes-

netzagentur abgegeben hat, die §§ 28k bis 28q anzuwenden. Im Übrigen ist dieses Gesetz nur anzu-

wenden, sofern dies ausdrücklich bestimmt ist.  

(2) § 28n ist für die Betreiber von Wasserstoffspeicheranlagen entsprechend anzuwenden, sofern der Be-

treiber eine Erklärung entsprechend Absatz 3 Satz 1 gegenüber der Bundesnetzagentur abgegeben 

hat. § 28j Absatz 3 Satz 3 und 4 ist entsprechend anzuwenden.  

(3) Betreiber von Wasserstoffnetzen können gegenüber der Bundesnetzagentur schriftlich oder durch 

Übermittlung in elektronischer Form erklären, dass ihre Wasserstoffnetze der Regulierung nach die-

sem Teil unterfallen sollen. Die Erklärung wird wirksam, wenn erstmalig eine positive Prüfung der Be-

darfsgerechtigkeit nach § 28p vorliegt. Die Erklärung ist unwiderruflich und gilt ab dem Zeitpunkt der 

Wirksamkeit unbefristet für alle Wasserstoffnetze des erklärenden Betreibers. Die Bundesnetzagentur 

veröffentlicht die Liste der regulierten Betreiber von Wasserstoffnetzen auf ihrer Internetseite.  

(4) Betreiber von Wasserstoffnetzen sind verpflichtet, untereinander in dem Ausmaß zusammenzuarbei-

ten, das erforderlich ist, um eine betreiberübergreifende Leitungs- und Speicherinfrastruktur für Was-

serstoff sowie deren Nutzung durch Dritte zu realisieren.  

§ 28k Rechnungslegung und Buchführung  

(1) Betreiber von Wasserstoffnetzen haben, auch wenn sie nicht in der Rechtsform einer Kapitalgesell-

schaft oder Personenhandelsgesellschaft im Sinne des § 264a Absatz 1 des Handelsgesetzbuchs betrie-

ben werden, einen Jahresabschluss und Lagebericht nach den für Kapitalgesellschaften geltenden Vor-

schriften des Ersten, Dritten und Vierten Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts des Dritten Buchs 

des Handelsgesetzbuchs aufzustellen, prüfen zu lassen und offenzulegen.§ 264 Absatz 3 und § 264b 

des Handelsgesetzbuchs sind insoweit nicht anzuwenden. § 6b Absatz 1 Satz 2, Absatz 2, 6 und 7 ist 

entsprechend anzuwenden.  

(2) Betreiber von Wasserstoffnetzen, die neben dem Betrieb von Wasserstoffnetzen weitere Tätigkeiten 

ausüben, haben zur Vermeidung von Diskriminierung und Quersubventionierung in ihrer internen 

Rechnungslegung ein eigenes Konto für die Tätigkeit des Betriebs von Wasserstoffnetzen so zu führen, 

wie dies erforderlich wäre, wenn diese Tätigkeit von rechtlich selbständigen Unternehmen ausgeführt 

würde. Tätigkeit im Sinne dieser Bestimmung ist auch die wirtschaftliche Nutzung eines 
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Eigentumsrechts. Mit der Aufstellung des Jahresabschlusses ist für den Betrieb von Wasserstoffnetzen 

ein den in Absatz 1 Satz 1 genannten Vorschriften entsprechender Tätigkeitsabschluss aufzustellen 

und dem Abschlussprüfer des Jahresabschlusses zur Prüfung vorzulegen. § 6b Absatz 3 bis 7 ist ent-

sprechend anzuwenden.  

§ 28l Ordnungsgeldvorschriften  

(1) Die Ordnungsgeldvorschriften der §§ 335 bis 335b des Handelsgesetzbuchs sind auf die Verletzung der 

Pflichten zur Offenlegung des Jahresabschlusses und Lageberichts nach § 28k Absatz 1 Satz 1 oder des 

Tätigkeitsabschlusses nach § 28k Absatz 2 Satz 4 in Verbindung mit § 6b Absatz 4 entsprechend anzu-

wenden. § 6c Absatz 1 Satz 2 bis 4 ist entsprechend anzuwenden.  

(2) Die Bundesnetzagentur übermittelt dem Betreiber des Bundesanzeigers einmal pro Kalenderjahr 

Name und Anschrift der ihr bekanntwerdenden Unternehmen, die  

1. nach § 28k Absatz 1 Satz 1 zur Offenlegung eines Jahresabschlusses und Lageberichts verpflichtet 

sind;  

2. nach § 28k Absatz 2 Satz 4 in Verbindung mit § 6b Absatz 4 zur Offenlegung eines Tätigkeitsab-

schlusses verpflichtet sind.  

§ 28m Entflechtung  

(1) Betreiber von Wasserstoffnetzen sind zur Gewährleistung von Transparenz sowie diskriminierungs-

freier Ausgestaltung und Abwicklung des Netzbetriebs verpflichtet. Um dieses Ziel zu erreichen, haben 

sie die Unabhängigkeit des Netzbetriebs von der Wasserstofferzeugung, der Wasserstoffspeicherung 

sowie vom Wasserstoffvertrieb sicherzustellen. Betreibern von Wasserstoffnetzen ist es nicht gestat-

tet, Eigentum an Anlagen zur Wasserstofferzeugung, zur Wasserstoffspeicherung oder zum Wasser-

stoffvertrieb zu halten oder diese zu errichten oder zu betreiben.  

(2) Unbeschadet gesetzlicher Verpflichtungen zur Offenbarung von Informationen haben Betreiber von 

Wasserstoffnetzen sicherzustellen, dass die Vertraulichkeit wirtschaftlich sensibler Informationen ge-

wahrt wird, von denen sie in Ausübung ihrer Geschäftstätigkeit Kenntnis erlangen. Legen Betreiber 

von Wasserstoffnetzen Informationen über die eigenen Tätigkeiten offen, haben sie zu gewährleisten, 

dass dies diskriminierungsfrei erfolgt. Sie haben insbesondere sicherzustellen, dass wirtschaftlich sen-

sible Informationen gegenüber verbundenen Unternehmen vertraulich behandelt werden.  

§ 28n Anschluss und Zugang zu den Wasserstoffnetzen, Verordnungsermächtigung  

(1) Betreiber von Wasserstoffnetzen haben Dritten den Anschluss und den Zugang zu ihren Wasserstoff-

netzen zu angemessenen und diskriminierungsfreien Bedingungen zu gewähren, sofern der Anschluss 

oder der Zugang für Dritte erforderlich sind. Der Netzzugang, einschließlich der damit zusammenhän-

genden Aspekte des Netzanschlusses, ist im Wege des verhandelten Zugangs zu gewähren.  

(2) Betreiber von Wasserstoffnetzen können den Anschluss oder den Zugang verweigern, soweit sie nach-

weisen, dass ihnen der Anschluss oder der Zugang aus betriebsbedingten oder sonstigen 
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wirtschaftlichen oder technischen Gründen nicht möglich oder nicht zumutbar ist. Die Ablehnung ist in 

Textform zu begründen.  

(3) Die Betreiber von Wasserstoffnetzen sind verpflichtet, ihre geltenden Geschäftsbedingungen für den 

Netzzugang auf der Internetseite des jeweiligen Betreibers zu veröffentlichen. Dies umfasst insbeson-

dere  

1. die Entgelte für den Netzzugang,  

2. die verfahrensmäßige Behandlung von Netzzugangsanfragen.  

Auf Anfrage haben die Betreiber von Wasserstoffnetzen Angaben über die für die Dauer des begehr-

ten Netzzugangs nutzbaren Kapazitäten und absehbaren Engpässe zu machen sowie ausreichende In-

formationen an den Zugangsbegehrenden zu übermitteln, damit der Transport, die Entnahme oder die 

Einspeisung von Wasserstoff unter Gewährleistung eines sicheren und leistungsfähigen Betriebs des 

Wasserstoffnetzes durchgeführt werden kann.  

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates  

1. Vorschriften über die technischen und wirtschaftlichen Bedingungen für den Anschluss und Zugang 

zu den Wasserstoffnetzen einschließlich der Regelungen zum Ausgleich des Wasserstoffnetzes zu 

erlassen und  

2. zu regeln, in welchen Fällen und unter welchen Voraussetzungen die Regulierungsbehörde diese 

Bedingungen festlegen oder auf Antrag des Netzbetreibers genehmigen kann.  

§ 28o Bedingungen und Entgelte für den Netzzugang, Verordnungsermächtigung  

(1) Für die Bedingungen und Entgelte für den Netzzugang zu Wasserstoffnetzen ist § 21 nach Maßgabe 

der Sätze 2 bis 5 entsprechend anzuwenden. Die Anreizregulierung nach § 21a sowie die Genehmi-

gung von Entgelten nach § 23a ist auf Betreiber von Wasserstoffnetzen nicht anzuwenden. Ihre Kosten 

werden jährlich anhand der zu erwartenden Kosten für das folgende Kalenderjahr sowie der Differenz 

zwischen den erzielten Erlösen und den tatsächlichen Kosten aus Vorjahren ermittelt und über Ent-

gelte erlöst. Kosten dürfen nur insoweit geltend gemacht werden, als eine positive Bedarfsprüfung 

nach § 28p vorliegt. Die Kosten nach Satz 3 werden durch die Bundesnetzagentur nach § 29 Absatz 1 

festgelegt oder genehmigt.  

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates  

1. die Bedingungen und Methoden zur Ermittlung der Kosten und Entgelte nach Absatz 1 näher aus-

zugestalten sowie  

2. Regelungen darüber zu treffen, welche netzbezogenen und sonst für die Kalkulation der Kosten 

erforderlichen Daten die Betreiber von Wasserstoffnetzen erheben und für welchen Zeitraum sie 

diese aufbewahren müssen.  

§ 28p Ad-hoc Prüfung der Bedarfsgerechtigkeit von Wasserstoffnetzinfrastrukturen  

(1) Die Betreiber von Wasserstoffnetzen haben der Bundesnetzagentur schriftlich oder durch Übermitt-

lung in elektronischer Form die Unterlagen vorzulegen, die für die Prüfung der Bedarfsgerechtigkeit 
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von einzelnen Wasserstoffnetzinfrastrukturen erforderlich sind. Die Bundesnetzagentur kann die Vor-

lage ergänzender Unterlagen anfordern.  

(2) Grundlage der Prüfung der Bedarfsgerechtigkeit der Wasserstoffnetzinfrastrukturen durch die Bun-

desnetzagentur ist insbesondere ein zwischen Netznutzer und Netzbetreiber abgestimmter Realisie-

rungsfahrplan bezüglich der Wasserstoffinfrastruktur im Rahmen eines verhandelten Netzzugangs. 

Die Prüfung der Bedarfsgerechtigkeit nach Satz 1 umfasst auch die Feststellung der energiewirtschaft-

lichen Notwendigkeit der Wasserstoffnetzinfrastruktur.  

(3) Bei Wasserstoffnetzinfrastruktur, für die ein positiver Förderbescheid nach den Förderkriterien der 

nationalen Wasserstoffstrategie der Bundesregierung ergangen ist, liegt in der Regel eine Bedarfsge-

rechtigkeit vor. Gleiches ist anzuwenden bezüglich einer möglichen Wasserstoffnetzinfrastruktur, die 

im Zusammenhang mit der Festlegung von sonstigen Energiegewinnungsbereichen im Sinne des § 3 

Nummer 8 des Windenergie-auf-See-Gesetzes entsteht.  

(4) Im Fall der Umstellung einer Erdgasinfrastruktur im Fernleitungsnetz muss bezüglich der umzustellen-

den Wasserstoffnetzinfrastruktur nachgewiesen worden sein, dass die Erdgasinfrastruktur aus dem 

Fernleitungsnetz herausgenommen werden kann.  

(5) Die Bundesnetzagentur hat über die Bedarfsgerechtigkeit der Wasserstoffnetzinfrastruktur innerhalb 

von vier Monaten nach Eingang der in Absatz 1 genannten Informationen zu entscheiden. Ist nach Ab-

lauf der Frist nach Satz 1 keine Entscheidung der Bundesnetzagentur erfolgt, ist die Bedarfsgerechtig-

keit als gegeben anzusehen.  

§ 28q Bericht zur erstmaligen Erstellung des Netzentwicklungsplans Wasserstoff  

(1) Die Betreiber von Wasserstoffnetzen, die eine Erklärung nach § 28j Absatz 3 abgegeben haben, und 

die Betreiber von Fernleitungsnetzen haben der Bundesnetzagentur in jedem geraden Kalenderjahr 

erstmals drei Monate nach Vorlage des Netzentwicklungsplans Gas im Jahr 2022, spätestens aber zum 

1. September 2022, gemeinsam einen Bericht zum aktuellen Ausbaustand des Wasserstoffnetzes und 

zur Entwicklung einer zukünftigen Netzplanung Wasserstoff mit dem Zieljahr 2035 vorzulegen. Betrei-

ber von Wasserstoffnetzen, die keine Erklärung nach § 28j Absatz 3 abgegeben haben, sind verpflich-

tet, mit den nach Satz 1 verpflichteten Betreibern von Wasserstoffnetzen in dem Umfang zusammen-

zuarbeiten, der erforderlich ist, um eine sachgerechte Erstellung dieses Berichts zu gewährleisten; sie 

sind insbesondere verpflichtet, den nach Satz 1 verpflichteten Betreibern von Wasserstoffnetzen die 

für die Erstellung des Berichts erforderlichen Informationen unverzüglich zur Verfügung zu stellen.  

(2) Der Bericht umfasst mögliche Kriterien zur Berücksichtigung von Wasserstoff-Projekten sowie Anfor-

derungen zur Ermittlung von Ausbaumaßnahmen. Diese Kriterien enthalten insbesondere die Anfor-

derungen einer zukünftigen Bestimmung von Standorten für Power-to-Gas-Anlagen sowie Aufkom-

mensquellen und Abnahmeregionen für Wasserstoff, wobei auch Wasserstoffspeicheranlagen zu be-

rücksichtigen sind. In dem Bericht wird auch auf etwaige Wechselwirkungen und Schnittstellen mit 

dem Netzentwicklungsplan Gas der Fernleitungsnetzbetreiber einschließlich der notwendigen Umrüs-

tung von Erdgasleitungen sowie auf etwaige Wechselwirkungen und Schnittstellen mit dem Netzent-

wicklungsplan Strom der Übertragungsnetzbetreiber eingegangen.  
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(3) Die Bundesnetzagentur kann auf der Grundlage des Berichts Empfehlungen für die rechtliche Imple-

mentierung eines verbindlichen Netzentwicklungsplans Wassersstoff abgeben.  

§ 43l Regelung zum Auf- und Ausbau von Wasserstoffnetzen  

(1) Der Begriff der Gasversorgungsleitung in Teil 5 dieses Gesetzes umfasst auch Wasserstoffnetze.  

(2) Die Errichtung und der Betrieb sowie die Änderung von Wasserstoffleitungen einschließlich der Anbin-

dungsleitungen von Anlandungsterminals für Wasserstoff mit einem Durchmesser von mehr als 300 

Millimetern bedürfen der Planfeststellung durch die nach Landesrecht für Verfahren nach § 43 Absatz 

1 Satz 1 Nummer 5 zuständige Behörde. Anlage 1 Nummer 19.2 des Gesetzes über die Umweltverträg-

lichkeitsprüfung ist auf Wasserstoffnetze entsprechend anzuwenden.  

(3) Auf Antrag des Trägers des Vorhabens kann die nach Landesrecht für Verfahren nach § 43 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 5 zuständige Behörde die Errichtung und den Betrieb sowie die Änderung von Wasser-

stoffleitungen einschließlich der Anbindungsleitungen von Anlandungsterminals für Wasserstoff mit 

einem Durchmesser von 300 Millimeter oder weniger durch Planfeststellung zulassen. § 43 Absatz 2 

Satz 1 Nummer 1 bleibt unberührt.  

(4) Behördliche Zulassungen für die Errichtung, die Änderung und den Betrieb einer Gasversorgungslei-

tung für Erdgas einschließlich der für den Betrieb notwendigen Anlagen, soweit sie in ein Planfeststel-

lungsverfahren integriert wurden und keine nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz genehmi-

gungsbedürftigen Anlagen sind, gelten auch als Zulassung für den Transport von Wasserstoff. Das 

Gleiche ist für Gasversorgungsleitungen für Erdgas anzuwenden, für die zum Zeitpunkt der Errichtung 

ein Anzeigenvorbehalt bestand. Die §§ 49 und 113c bleiben unberührt. Für erforderliche Änderungen 

oder Erweiterungen von Gasversorgungsleitungen zur Ermöglichung des Transports von Wasserstoff 

bleibt § 43f unberührt. Änderungen und Erweiterungen nach Satz 4 stehen Änderungen des Betriebs-

konzepts nach § 43f Absatz 2 Nummer 1 gleich.  

(5) Absatz 4 ist entsprechend anzuwenden auf behördliche Zulassungen und Anzeigenvorbehalte für Gas-, 

Wasserstoff- und Produktleitungen auf Grundlage eines anderen Gesetzes.  

(6) Die anlagenbezogenen Regelungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes bleiben unberührt.  

(7) Der in § 35 Absatz 1 Nummer 3 des Baugesetzbuches verwendete Begriff des Gases sowie der in § 1 

Nummer 14 der Raumordnungsverordnung genannte Begriff der Gasleitungen umfassen auch Wasser-

stoffnetze.  

(8) Die Absätze 1 bis 7 sind entsprechend anzuwenden für Maßnahmen bei Errichtung und Betrieb sowie 

bei Änderungen und Erweiterungen von Gasversorgungsleitungen einschließlich der Anbindungslei-

tungen von LNG-Terminals sowie Nebenanlagen, die der Vorbereitung auf einen Transport von Was-

serstoff dienen.  



 

 

BDEW-Lesehilfe: Regelungen zu Wasserstoffnetzen im EnWG 

www.bdew.de Seite 12 von 16 

§ 49 Anforderungen an Energieanlagen 

(1) Energieanlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass die technische Sicherheit gewährleistet ist. 

Dabei sind vorbehaltlich sonstiger Rechtsvorschriften die allgemein anerkannten Regeln der Technik zu 

beachten.  

(2) Die Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik wird vermutet, wenn bei Anlagen zur Er-

zeugung, Fortleitung und Abgabe von 

1. Elektrizität die technischen Regeln des Verbandes der Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik 

e. V. 

2. Gas und Wasserstoff die technischen Regeln des Deutschen Vereins der Deutschen Vereinigung des 

Gas- und Wasserfaches e. V. 

eingehalten worden sind. Die Bundesnetzagentur kann zu Grundsätzen und Verfahren der Einführung 

technischer Sicherheitsregeln, insbesondere zum zeitlichen Ablauf, im Verfahren nach § 29 Absatz 1 nä-

here Bestimmungen treffen, soweit die technischen Sicherheitsregeln den Betrieb von Energieversor-

gungsnetzen betreffen. Dabei hat die Bundesnetzagentur die Grundsätze des DIN Deutsches Institut für 

Normung e. V. zu berücksichtigen. 

§ 59 Organisation 

(1) Die Entscheidungen der Bundesnetzagentur nach diesem Gesetz werden von den Beschlusskammern 

getroffen. Satz 1 gilt nicht für 

11. Aufgaben nach den §§ 28p und 28q sowie Aufgaben nach § 41c die Durchführung des Vergleichsver-

fahrens nach § 21 Absatz 3, 

§ 91 Gebührenpflichtige Handlungen 

(1) Die Regulierungsbehörde erhebt Kosten (Gebühren und Auslagen) für folgende gebührenpflichtige Leis-

tungen: 

4. Amtshandlungen auf Grund der §§ 7c, 11a, 11b, 12a, 12c, 12d, 13b, 14 Absatz 2, § 14c Absatz 2 bis 4, 

§ 14d Absatz 4, § 14e Absatz 5, der §§ 15a, 15b, 17c, 17d, 19a Absatz 2, der §§ 21a, 23a, 28a Absatz 

3, § 28b Absatz 1 und 5, § 28f Absatz 1, § 28o Absatz 1, § 28p Absatz 1 und 5, der §§ 29, 30 Absatz 2 

und 3, der §§ 41c, 57 Absatz 2 Satz 2 und 4, § 57b sowie der §§ 65, 110 Absatz 2 und 4; Amtshand-

lungen auf Grund der §§ 12a, 12c, 12d, 15a, 15b, 17c, 17d, 19a Absatz 2, 21a, 23a, 28a Absatz 3, § 

28b Absatz 1 und 5, der §§ 29, 30 Absatz 2, § 57 Absatz 2 Satz 2 und 4, der §§ 65, 110 Absatz 2 und 4 

sowie von § 118b; 

§ 95 Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

2. entgegen § 5 Satz 1, § 13b Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz oder § 113c Absatz 3 Satz 1 § 5 Satz 1 eine 

Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet, 
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§ 112b Berichte des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie sowie der Bundesnetza-

gentur zur Evaluierung der Wasserstoffnetzregulierung  

(1) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie veröffentlicht bis zum 31. Dezember 2022 ein Kon-

zept zum weiteren Aufbau des deutschen Wasserstoffnetzes. Das Konzept soll im Lichte sich entwi-

ckelnder unionsrechtlichen Grundlagen vor dem Hintergrund des Ziels einer Anpassung des regulatori-

schen Rahmens zur gemeinsamen Regulierung und Finanzierung der Gas- und der Wasserstoffnetze 

Überlegungen zu einer Transformation von Gasnetzen zu Wasserstoffnetzen einschließlich einer 

schrittweise intergierten Systemplanung beinhalten.  

(2) Die Bundesnetzagentur hat der Bundesregierung bis zum 30. Juni 2025 einen Bericht über die Erfah-

rungen und Ergebnisse mit der Regulierung von Wasserstoffnetzen sowie Vorschlägen zu deren weite-

rer Ausgestaltung vorzulegen. In diesem Bericht ist darauf einzugehen, welche Erfahrungen mit der 

Regulierung von Gasversorgungsnetzen im Hinblick auf die Beimischung von Wasserstoff gesammelt 

wurden und insbesondere welche Auswirkungen auf die Netzentgelte sich hieraus ergeben haben.  

§ 113a Überleitung von Wegenutzungsrechten auf Wasserstoffleitungen  

(1) Ist nach bestehenden Gestattungsverträgen, beschränkt persönlichen Dienstbarkeiten oder sonstigen 

Vereinbarungen, die keine Eintragung einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit vorsehen, für 

Grundstücke, die Errichtung und der Betrieb von Gasversorgungsleitungen gestattet, so sind diese im 

Zweifel so auszulegen, dass von ihnen auch die Errichtung und der Betrieb der Leitungen zum Trans-

port von Wasserstoff umfasst ist. Dies umfasst auch die Begriffe „Gasleitung“, „Ferngasleitung“ oder 

„Erdgasleitung“.  

(2) Solange zugunsten der Betreiber von Energieversorgungsnetzen Wegenutzungsverträge im Sinne des 

§ 46 für Gasleitungen einschließlich Fernwirkleitungen zur Netzsteuerung und Zubehör bestehen, gel-

ten diese auch für Transport und Verteilung von Wasserstoff bis zum Ende ihrer vereinbarten Laufzeit 

fort.  

(3) Werden die Voraussetzungen nach Absatz 2 Satz 1 nicht mehr erfüllt, haben die Gemeinden dem Be-

treiber des Wasserstoffnetzes ihre öffentlichen Verkehrswege auf Basis von Wegenutzungsverträgen 

nach § 46 zur Verfügung zu stellen, die für einzelne oder alle Gase im Sinne dieses Gesetzes gelten, 

einschließlich der Gestattungen nach § 46 Absatz 1 Satz 1 für Wasserstoffleitungen, und deren Bedin-

gungen nicht schlechter sein dürfen als die der Verträge nach Absatz 2 Satz 1.  

§ 113b Umstellung von Erdgasleitungen im Netzentwicklungsplan Gas der Fernleitungsnetz-

betreiber  

Fernleitungsnetzbetreiber können im Rahmen des Netzentwicklungsplans Gas gemäß § 15a Gasversor-

gungsleitungen kenntlich machen, die perspektivisch auf eine Wasserstoffnutzung umgestellt werden 

könnten. Es ist darzulegen, dass im Zeitpunkt einer Umstellung solcher Leitungen auf Wasserstoff sicher-

gestellt ist, dass das verbleibende Fernleitungsnetz die dem Szenariorahmen zugrunde gelegten Kapazi-

tätsbedarfe erfüllen kann; hierfür kann der Netzentwicklungsplan Gas zusätzliche Ausbaumaßnahmen 



 

 

BDEW-Lesehilfe: Regelungen zu Wasserstoffnetzen im EnWG 

www.bdew.de Seite 14 von 16 

des Erdgasnetzes in einem geringfügigen Umfang ausweisen. Die Entscheidung nach § 15a Absatz 3 Satz 5 

kann mit Nebenbestimmungen verbunden werden, soweit dies erforderlich ist, um zu gewährleisten, dass 

die Vorgaben des Satzes 2 erfüllt werden.  

§ 113c Übergangsregelungen zu Sicherheitsanforderungen; Anzeigepflicht und Verfahren zur 

Prüfung von Umstellungsvorhaben  

(1) Für Wasserstoffleitungen, die für einen maximal zulässigen Betriebsdruck von mehr als 16 Bar ausge-

legt sind, ist die Gashochdruckleitungsverordnung vom 18. Mai 2011 (BGBl. I S. 928), die zuletzt durch 

Artikel 24 des Gesetzes vom 13. Mai 2019 (BGBl. I S. 706) geändert worden ist, entsprechend anzu-

wenden.  

(2) Bis zum Erlass von technischen Regeln für Wasserstoffanlagen ist § 49 Absatz 2 entsprechend anzu-

wenden, wobei die technischen Regeln des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e.V. auf 

Wasserstoffanlagen unter Beachtung der spezifischen Eigenschaften des Wasserstoffes sinngemäß 

anzuwenden sind. Die zuständige Behörde kann die Einhaltung der technischen Anforderungen nach § 

49 Absatz 1 regelmäßig überprüfen. § 49 Absatz 5 bis 7 bleibt unberührt.  

(3) Die Umstellung einer Leitung für den Transport von Erdgas auf den Transport von Wasserstoff ist der 

zuständigen Behörde mindestens acht Wochen vor dem geplanten Beginn der Umstellung unter Beifü-

gung aller für die Beurteilung der Sicherheit erforderlichen Unterlagen schriftlich oder durch Über-

mittlung in elektronischer Form anzuzeigen und zu beschreiben. Der Anzeige ist die gutachterliche Äu-

ßerung eines Sachverständigen beizufügen, aus der hervorgeht, dass die angegebene Beschaffenheit 

der genutzten Leitung den Anforderungen des § 49 Absatz 1 entspricht. Die zuständige Behörde kann 

die geplante Umstellung innerhalb einer Frist von acht Wochen beanstanden, wenn die angegebene 

Beschaffenheit der zu nutzenden Leitung nicht den Anforderungen des § 49 Absatz 1 entspricht. Die 

Frist beginnt, sobald die vollständigen Unterlagen und die gutachterliche Äußerung der zuständigen 

Behörde vorliegen.  

§ 118 Übergangsregelungen 

(6) Nach dem 31. Dezember 2008 neu errichtete Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie, die ab 4. 

August 2011, innerhalb von 15 Jahren in Betrieb genommen werden, sind für einen Zeitraum von 20 Jah-

ren ab Inbetriebnahme hinsichtlich des Bezugs der zu speichernden elektrischen Energie von den Entgel-

ten für den Netzzugang freigestellt. Pumpspeicherkraftwerke, deren elektrische Pump- oder Turbinen-

leistung nachweislich um mindestens 7,5 Prozent oder deren speicherbare Energiemenge nachweislich 

um mindestens 5 Prozent nach dem 4. August 2011 erhöht wurden, sind für einen Zeitraum von zehn 

Jahren ab Inbetriebnahme hinsichtlich des Bezugs der zu speichernden elektrischen Energie von den 

Entgelten für den Netzzugang freigestellt. Die Freistellung nach Satz 1 wird nur gewährt, wenn die elekt-

rische Energie zur Speicherung in einem elektrischen, chemischen, mechanischen oder physikalischen 

Stromspeicher aus einem Transport- oder Verteilernetz entnommen und die zur Ausspeisung zurückge-

wonnene elektrische Energie zeitlich verzögert wieder in dasselbe Netz eingespeist wird. Die Freistellung 
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nach Satz 2 setzt voraus, dass auf Grund vorliegender oder prognostizierter Verbrauchsdaten oder auf 

Grund technischer oder vertraglicher Gegebenheiten offensichtlich ist, dass der Höchstlastbeitrag der 

Anlage vorhersehbar erheblich von der zeitgleichen Jahreshöchstlast aller Entnahmen aus dieser Netz- 

oder Umspannebene abweicht. Sie erfolgt durch Genehmigung in entsprechender Anwendung der ver-

fahrensrechtlichen Vorgaben nach § 19 Absatz 2 Satz 3 bis 5 und 8 bis 10 der Stromnetzentgeltverord-

nung. Als Inbetriebnahme gilt der erstmalige Bezug von elektrischer Energie für den Probebetrieb, bei 

bestehenden Pumpspeicherkraftwerken der erstmalige Bezug nach Abschluss der Maßnahme zur Erhö-

hung der elektrischen Pump- oder Turbinenleistung und der speicherbaren Energiemenge. Die Sätze 2 

und 3 sind nicht für Anlagen anzuwenden, in denen durch Wasserelektrolyse Wasserstoff erzeugt oder 

in denen Gas oder Biogas durch wasserelektrolytisch erzeugten Wasserstoff und anschließende Me-

thanisierung hergestellt worden ist. Diese Anlagen sind zudem von den Einspeiseentgelten in das Gas-

netz, an das sie angeschlossen sind, befreit. Die Betreiber von Übertragungsnetzen haben ab dem 1. 

Januar 2023 nachgelagerten Betreibern von Elektrizitätsverteilernetzen entgangene Erlöse zu erstat-

ten, die aus der Freistellung von den Entgelten für den Netzzugang von Anlagen nach Satz 7 resultie-

ren, soweit sie durch Wasserelektrolyse Wasserstoff erzeugen. Satz 9 ist für nach dem 1. Januar 2023 

neu errichtete Anlagen nur anzuwenden, wenn der zuständige Betreiber von Übertragungsnetzen 

dem Anschluss der Anlage an das Verteilernetz zugestimmt hat. § 19 Absatz 2 Satz 14 und 15 der 

Stromnetzentgeltverordnung ist für die Zahlungen nach Satz 9 entsprechend anzuwenden.  

(32) § 6b Absatz 3 sowie die §§ 28k und 28l in der ab dem 27. Juli 2021 geltenden Fassung sind erstmals auf 

Jahresabschlüsse sowie Tätigkeitsabschlüsse für das nach dem 31. Dezember 2020 beginnende Ge-

schäftsjahr anzuwenden.  
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